Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2623 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen für Personen, die nach Abschluß der 
allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen aus den Vertreibungs- 
gebieten ausgesiedelt wurden (Aussiedlergesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 


Personenkreis 


(1) Leistungen nach Maßgabe der folgen- 
den Vorschriften erhalten 

1. deutsche Staatsangehörige und deutsche 
Volkszugehörige, die nach Abschluß der 
allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen die 
Vertreibungsgebiete verlassen haben (Aus- 
siedler), 

2. Angehörige von Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volks- 
zugehörigkeit, die sich noch in den Ver- 
treibungsgebieten befinden (Angehörige 
Heimatverbliebener), 

3. Hinterbliebene von Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volks- 
zugehörigkeit, die nach Abschluß der all- 
gemeinen Vertreibungsmaßnahmen in den 
Vertreibungsgebieten verblieben waren 
und dort verstorben sind (Hinterbliebene 
von Heimatverbliebenen), 

wenn diese Personen ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben oder nach diesem Zeit- 
punkt unter den Voraussetzungen des § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes oder als Aus- 
siedler im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 


Bundesvertriebenengesetzes oder im Wege 
der Familienzusammenführung im Sinne des 
§ 94 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes 
begründen. 

(2) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
nicht gewährt an Personen, die nach der 
Besetzung des Heimatgebietes nachweislich 
in verwerflicher Weise ihr Deutschtum ver- 
leugnet oder dem dort herrschenden politi- 
schen System Vorschub geleistet haben. 


§ 2 


Leistungen an Aussiedler 

(1) Ein Aussiedler, der infolge des Ver- 
bleibens in den Vertreibungsgebieten eine 
gesundheitliche Schädigung erlitten hat, er- 
hält wegen der gesundheitlichen und wirt- 
schaftlichen Folgen dieser Schädigung auf 
Antrag Versorgung in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des Gesetzes über 
die Versorgung der Opfer des Krieges (Bun- 
desversorgungsgesetz) in der jeweils gelten- 
den Fassung, soweit ihm nicht wegen des- 
selben schädigenden Ereignisses ein Anspruch 
unmittelbar auf Grund des Bundesversor- 
gungsgesetzes zusteht. Treffen Ansprüche 
aus Satz 1 mit Ansprüchen aus § 1 

des Bundesversorgungsgesetzes zusammen, 
so wird die Versorgung unter Berück- 
sichtigung der durch die gesamten Schädi- 
gungsfolgen bedingten Minderung der Er- 
werbsunfähigkeit unmittelbar nach den 
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Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes 
gewährt. § 55 des Bundesversorgungsge- 
setzes findet Anwendung, wenn Leistungen 
nach Satz 1 mit Leistungen Zusammentref- 
fen, die unmittelbar nadi dem Bundesver- 
sorgungsgesetz gewährt werden. 

(2) Aussiedler, die nach dem 31. August 
1955 innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Verlassen der Vertreibungsgebiete ihren 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen haben, erhalten 
in entsprechender Anwendung des Heim- 
kehrergesetzes die dort vorgesehenen Ver- 
günstigungen, sofern ihnen nicht nach an- 
deren Vorschriften gleichartige Vergünsti- 
gungen gewährt werden können. § 24 des 
Heimkehrergesetzes findet auf Berechtigte 
nach Satz 1 auch dann Anwendung, wenn 
sie später als sechs Monate nach Verlassen 
der Vertreibungsgebiete ihren ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
genommen haben. 


§ 3 


Leistungen an Angehörige Heimat- 
verbliebener 


(1) Angehörige von Heimatverbliebenen 
erhalten eine Unterhaltsbeihilfe in entspre- 
chender Anwendung des Gesetzes über dieUn- 
terhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen in der jeweils geltenden Fas- 
sung, soweit ihnen nicht bereits ein An- 
spruch hierauf unmittelbar auf Grund des 
Unterhaltsbeihilfegesetzes zusteht. § 4 Satz 2 
des Unterhaltsbeihilfegesetzes findet keine 
Anwendung. Unterhaltsbeihilfe nach Satz 1 
wird neben Dienstbezügen gemäß § 37 b 
Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen in der 
Fassung vom 1. September 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1287) nur insoweit gezahlt, als 
sie diese übersteigt. 

(2) Würde dem Heimatverbliebenen, so- 
fern er seinen ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben würde, 
eine Rente aus der Invalidenversicherung, 
Angestelltenversicherung oder Knappschafts- 
versicherung zustehen, so ist aus diesen So- 
zialversicherungen eine Witwen- oder Wai- 
senrente in dem Umfange zuzu erkennen, 
als wenn der Heimatverbliebene im Zeit- 
punkt der Antragstellung verstorben wäre. 


§ 4 


Leistungen an Hinterbliebene von 
Heimatverbliebenen 


(1) Ist der Heimatverbliebene nach Ein- 
nahme des Heimatgebietes durch die sowje- 
tischen Streitkräfte, jedoch nicht mehr im 
Zuge von Vertreibungsmaßnahmen verstor- 
ben, so erhalten die Hinterbliebenen Versor- 
gung in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes, 
soweit ihnen nicht ein Ansprudh auf Versor- 
gung unmittelbar auf Grund des Bundesver- 
sorgungsgesetzes zusteht. § 52 des Bundes- 
versorgungsgesetzes ist entsprechend anzu- 
wenden. § 50 Abs. 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an Stelle der Frist von § 59 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes die Frist des § 6 
dieses Gesetzes tritt. § 2 Abs. 1 Satz 2 dieses 
Gesetzes gilt entsprechend. 

(2) Würde den Hinterbliebenen des Hei- 
matverbliebenen eine Rente aus der Inva- 
lidenversicherung, Angestelltenversicherung 
oder Knappschaftsversicherung zugestanden 
haben, sofern der Heimatverbliebene im 
Zeitpunkte des Todes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes den ständigen Aufenthalt 
gehabt hätte, so ist aus diesen Sozialversiche- 
rungen den Hinterbliebenen eine Witwen- 
oder Waisenrente zuzuerkennen. 


§ 5 


Lagerinsassen in Dänemark 

Deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige, die im Anschluß an ihre 
Vertreibung in dänischer Kontrolle unter- 
stellten Lagern außerhalb des Bundesgebie- 
tes untergebracht waren, gelten als Inter- 
nierte im Sinne des § 1 Abs. 3 des Heim- 
kehrergesetzes und des § 1 Abs. 2 des Bun- 
desversorgungsgesetzes. 


§ 6 


Änderung des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes 

Das Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener (Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz — KgfEG) 
vom 30. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) 
wird wie folgt geändert: 

l.In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach den 
Worten „wurden oder werden“ die Worte 
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„wobei auch in im Vertreibungsgebiet ge- 
legenen Lagern zusammengefaßte Vertrie- 
bene als Festgehaltene gelten“ eingefügt; 

2. In § 9 Abs. 2 werden nach einem Semi- 
kolon folgende Worte angefügt: „als aus 
ausländischem Gewahrsam Entlassene gel- 
ten auch Vertriebene, die erst nach In- 
krafttreten des Gesetzes ihre Heimatge- 
biete verlassen haben.“ 

§ 7 

Antragsfristen, Zuständigkeit, Verfahren, 
Kosten 

Hinsichtlich Antragsfristen, Zuständigkeit, 
Verfahren und Kostentragung gelten die 
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§§ 7, 10 und 13 des Häftlingshilfegesetzes 
in sinngemäßer Anwendung. 

§ 8 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Feiler und Fraktion 
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